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1. Anlass und Ziele der Planung 

Die Ortsgemeinde Dernbach ist bestrebt, die Ansiedlung einer Norma Lebensmitteldiscountfi-

liale durch einen Vorhabenträger oder einem von ihm benannten Dritten zu ermöglichen. Der-

zeit gibt es nur kleinteilige und geringfügige Möglichkeiten der Nahversorgung im Gemeinde-

gebiet. Diese Situation soll durch den Bebauungsplan „Ebernhahner Straße“ Rechnung getra-

gen werden. Um in diesem Bereich die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Geneh-

migung von Bauvorhaben zu schaffen, ist ein Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB für den 

Teilbereich in der Gemarkung Dernbach aufzustellen. Insoweit ist die Erforderlichkeit im Sinne 

des § 1 Abs. 3 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) gegeben. 

Der Flächennutzungsplan stellt für den überwiegende Teil des Plangebietes bereits eine ge-

werbliche Baufläche dar - die Darstellungen in Flächennutzungsplänen sind nicht parzellen-

scharf. Eine Flächennutzungsplanänderung wird nicht erforderlich. 

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 0,9 ha und umfasst aktuell Freiflächen. 

Die Planaufstellung erfolgt im Regelverfahren. Damit einher geht die Durchführung einer Um-

weltprüfung, deren Ergebnisse im Umweltbericht als Bestandteil des Bebauungsplans zusam-

mengestellt werden. 

2. Verfahren 

In seiner Sitzung am 21.12.2022 hat der Ortsgemeinderat Dernbach beschlossen den Bebau-

ungsplan „Ebernhahner Straße“ aufzustellen. 

Der Vorentwurf des Bebauungsplans wurde in der Sitzung vom 21.12.2022 durch den Ortsge-

meinderat gebilligt und der Beschluss gefasst, dass die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 

BauGB und die Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu betei-

ligen sind. Der Beschluss wurde öffentlich bekannt gemacht am 25.01.2023. Die Beteiligung 

erfolgte vom 26.01.2023 bis einschließlich 27.02.2023. Die Behörden und Träger öffentlicher 

Belange wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 24.01.2023 von der Planung 

unterrichtet. 

In seiner Sitzung vom 15.05.2024 hat der Ortsgemeinderat Dernbach den Entwurf des Bebau-

ungsplans gebilligt und den Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 

BauGB und der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB gefasst. 

Der Beschluss wurde am 12.06.2024 öffentlich bekannt gemacht. Die Offenlage erfolgte vom 

20.06.2024 bis einschließlich 22.07.2024. Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wur-

den gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 19.06.2024 um Stellungnahme gebeten. 
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Der Rat der Ortsgemeinde Dernbach hat in seiner Sitzung am 05.02.2025 die eingegangenen 

Stellungnahmen gesichtet, bewertet und abgewogen. Am 05.02.2025 fasste der Ortsgemein-

derat den Satzungsbeschluss. 

3. Das Plangebiet 

3.1. Lage und Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich am nördlichen Siedlungsrand der Ortsgemeinde Dernbach, Ver-

bandsgemeinde Wirges, im Westerwald. Südlich und westlich schließen sich ebenfalls ge-

werbliche Nutzungen an. Nördlich und östlich vom Plangebiet befinden sich Freiflächen. 

Erschlossen wird das Gelände über die Ebernhahner Straße, die als Landesstraße L 312 von 

Dernbach Richtung Norden nach Wirges und Ebernhahn führt. 

Das Plangebiet weist insgesamt eine Fläche von rund 0,9 ha auf und beinhaltet in der Flur 12 

die Flurstücke 885/1, 884/1, 883/1, 882/1, 881/1, 880/1, 879/1, 878/1, 878/2, 5106/3, 5106/2, 

877/2, 877/3, 5358/1(tlw.), 5358/41 (tlw.) sowie 871/2 (tlw.). 
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Abbildung 1 Geltungsbereich Bebauungsplan „Ebernhahner Straße“  
(Katastergrundlage Geobasis-DE/LVermGeoRP2002-1015, ohne Maßstab) 

Der genaue Geltungsbereich ist ebenfalls der Planzeichnung zu entnehmen. 

3.2. Aktuelle Nutzung 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine unbebaute Freifläche im Außenbereich. Der ge-

samte Bereich wird von Intensivgrünland eingenommen. Zudem befindet sich eine Obstbaum-

gruppe bestehend aus drei hochstämmigen Apfelbäumen und einem Walnussbaum auf den 

Parzellen. 

3.3. Derzeitige Planungssituation 

Das Plangebiet befindet sich im unbeplanten Außenbereich.   



Ortsgemeinde Dernbach   Begründung 

Bebauungsplan „Ebernhahner Straße“                                              Satzung 

 

 

  Seite 6 von 19 

4. Planungskonzept 

4.1. Nutzungskonzept 

Gemäß Vorgaben des Flächennutzungsplans soll das Gebiet künftig gewerblichen Nutzungen 

zur Verfügung stehen. Die Vielfalt an möglichen gewerblichen Nutzungen soll lediglich auf 

Grund der geringen Größe des Plangebietes und der Lage eingeschränkt werden. Planeri-

scher Wille der Gemeinde ist es, auch kleinflächige Einzelhandelsnutzungen zu ermöglichen. 

Lebensmitteleinzelhandel, Lebensmittelhandwerk (Bäckerei / Metzgerei) oder sonstige Fach-

märkte sollen dabei ebenfalls möglich sein, da die Ortsgemeinde abgesehen von einem Bä-

cker/ Konditor nicht über nahversorungsrelevanten Einzelhandel verfügt. 

4.2. Verkehrliche Erschließung 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Ebernhahner Straße, die Dernbach mit der 

nördlich gelegenen Ortsgemeinde Ebernhahn und der Stadt Wirges verbindet. Der Bebau-

ungsplanung liegt eine Erschließungsplanung zugrunde. Diese sieht vor, auf der Ebernhahner 

Straße von Norden kommend eine Linksabbiegerspur mit entsprechender Aufstellfläche her-

zustellen. Die Zufahrt zum Plangebiet erfolgt im Bereich des Wirtschaftsweges Ebernhahner 

Straße. 

 

Abbildung 2 Erschließung Plangebiet durch Einrichten einer Linksabbiegerspur  
(Kocks Consult GmbH, September 2022) 

Die Erschließungsplanung ist mit dem Landesbetrieb Mobilität (LBM) abgestimmt. 

4.3. Technische Erschließung 

Die technische Erschließung erfolgt über das bereits vorhandene Netz.  

Das anfallende Schutzwasser kann in den vorhandenen Mischwasserkanal eingeleitet wer-

den. Der Regenwasserkanal ist hingegen hydraulisch bereits ausgelastet, so dass nur eine 

gedrosselte Einleitung von 9l/sec möglich ist. Das anfallende Niederschlagswasser ist somit 

auf dem Gelände zurückzuhalten (vgl. Kapitel 6.3).  
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4.4. Planungsalternativen 

Im Vorfeld der verbindlichen Bauleitplanung erfolgte eine Prüfung der verfügbaren Flächen 

innerhalb der Ortsgemeinde. Dernbach verfügt über zwei Bereiche für gewerbliche Nutzungen: 

am nördlichen Siedlungsrand beidseits der Ebernhahner Straße und im Südosten entlang des 

Burgweges und Am Weissen Weg. Diese beiden Bereiche sind im Flächennutzungsplan als 

gewerbliche Bauflächen dargestellt.  

Im südöstlichen Gewerbegebiet ist eine Fläche vorhanden, die im Flächennutzungsplan als 

möglicher gewerblicher Erweiterungsbereich (De 2) dargestellt ist. Im Rahmen einer 2022 er-

stellten Studie zur Gewerbeentwicklung1 für den Bereich „Hinter der Burg“ hat sich jedoch ge-

zeigt, dass die räumliche Erweiterung zur gewerblichen Nutzung für diesen Bereich mit erheb-

lichen Problemen verbunden ist. Innerhalb der gewerblichen Erweiterungsfläche betreibt die 

Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG eine unterirdische Gashochdruckleitung (HD-Lei-

tung Dernbach-Bannberscheid). Die Breite des Schutzstreifens für die Leitung beträgt 4,00 

Meter, beidseits der Leitungsachse 2,00 Meter. Für eine gewerbliche Nutzung in diesem Be-

reich ist daher eine Verlegung der Gasleitung erforderlich, was mit hohen Kosten verbunden 

wäre und zur wirtschaftlichen Unverhältnismäßigkeit führt. Zudem stehen einer Entwicklung 

dieser Fläche die privaten Eigentumsbelange entgegen. Der gewerbliche Erweiterungsbereich 

ist in kleinteilige Parzellen untergliedert, welche im Eigentum unterschiedlicher Grundstücks-

eigentümer stehen. Dadurch besteht ein Grunderwerbserfordernis von verschiedenen privaten 

Dritten und die Umsetzbarkeit wäre von der fraglicher Verkaufsbereitschaft abhängig. Des 

Weiteren kann aufgrund mangelnde Verkaufsbereitschaft von Grundstücksanteilen, die zwin-

gend für eine verkehrliche Erschließung des Planbereiches erforderlich sind, die nötige Breite 

der Verkehrsfläche nicht sichergestellt werden. Zudem bestehen zukünftige Erweiterungsab-

sichten des Schulkomplexes Raiffeisen-Campus in dem rückwärtig gelegenen gewerblichen 

Erweiterungsbereich, welche durch eine alternative Überplanung nicht ausgeschlossen wer-

den soll. Das Gewerbegebiet im Südosten verfügt aus den dargelegten Gründen über keine 

nutzbaren Flächenreserven. 

Darüber hinaus wurde noch die Fläche im Bereich der Kreuzung Ebernhahner Straße und 

Wirgeser Weg betrachtet. Hier befinden sich bereits gewerbliche Nutzungen im Umfeld. Die 

Fläche selbst wird allerdings im Flächennutzungsplan als Fläche für Landwirtschaft dargestellt 

und steht für eine Entwicklung nicht zu Verfügung. Auch wäre ein Anschluss an die Ortslage 

Dernbach nicht gegeben. 

 

1  Sachstandsbericht – Gewerbeentwicklung „Hinter der Burg“, Planungsbüro Geisler, April 2022. 
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Wohingegen der Flächennutzungsplan an der Ebernhahner Straße eine unbeplante Gewer-

begebietsdarstellung enthält. In diesem Bereich schließen sich bereits gewerbliche Nutzungen 

in der unmittelbaren Umgebung an. Für die Ansiedlung von Einzelhandel spricht zudem auch 

die Nähe zu den Wohngebieten der Ortsgemeinde. Der Vorhabenstandort kann von ca. der 

Hälfte der Siedlungsfläche zu Fuß in etwa 10 Gehminuten erreicht werden.  

Alternativ zur Aufstellung des Bebauungsplans könnte lediglich auf die Planung verzichtet wer-

den. Eine gewerbliche Nutzung ist dann am gewählten Standort nicht realisierbar.  

5. Ziele und Darstellungen übergeordneter Planungen 

5.1. Ziele der Raumordnung 

Die durch LEP IV und RROP Mittelrhein-Westerwald definierten Ziele der Raumordnung gel-

ten auf Ebene der Bauleitplanung.  

Das LEP IV beschäftigt sich u.a. mit der Sicherung und der Entwicklung der Daseinsvorsorge. 

Unter dem Leitbild der Daseinsvorsorge führt das LEP aus: „Grundlage für eine gesicherte 

Daseinsvorsorge ist eine Siedlungsstruktur, die dem Prinzip der dezentralen Konzentration 

folgt.“ Hierfür wurde das Konzept der Zentralen Orte entwickelt, um u.a. eine effiziente räum-

liche Bündelung von Vorsorgeeinrichtungen zu ermöglichen. Ziel ist es entsprechende Versor-

gungsfunktion mit zentralräumlicher Bedeutung sicherzustellen, und dem Prinzip von gleich-

wertigen Lebensbedingungen zu folgen. 

Wesentliche Bestandteile der Daseinsvorsorge sind öffentliche und private Einrichtungen und 

Dienstleistungen sowie die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgen, Soziales Bilden/Wis-

senschaft, Gesundheitswesen, Erholen und Mobilität. 

Die Ortsgemeinde Dernbach gehört gemeinsam mit Wirges zum Verdichtungsbereich Monta-

baur (Z 40). Der LEP IV weist Dernbach die zentralräumliche Funktion eines freiwillig koope-

rierenden Mittelzentrums zu. Die Kooperation führt Dernbach zusammen mit Wirges aus. 

Zudem befindet sich Dernbach in einem verdichteten Bereich mit disperser Siedlungsstruktur 

und einer hohen Zentrenerreichbarkeit von 8 bis 20 Zentren, die innerhalb einer Fahrzeit von 

30 Minuten mit dem PKW erreichbar sind. Dernbach zählt zu einem Bereich, der geprägt ist 

durch einen Rückgang der Bevölkerung – Wanderungsgewinne können den Sterbeüber-

schuss nicht kompensieren. 

Zum Themenbereich ‚Gewerbe und Arbeiten“ formuliert das LEP IV u.a. den Grundsatz G 52: 

„Das bestehende Angebot an Gewerbe- und Industrieflächen soll vorrangig genutzt werden.“ 
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Vorliegend handelt es sich um ein gewerbliche Baufläche (vgl. Kap. 5.2 Flächennutzungsplan). 

Die Fläche wird derzeit nicht gewerblich genutzt.  

Die Grundsätze und Ziele G 56 bis G 63 beschäftigen sich mit dem Thema der öffentlichen 

Einrichtungen und Dienstleistungen. So formuliert der Grundsatz G 56 die Aufgabe für zentrale 

Orte (…), die Sicherung der wohnortnahen und qualitativen Versorgung der Bevölkerung mit 

öffentlichen und privaten Einrichtungen und Dienstleistungen wahrzunehmen. Darüber hinaus 

trifft das LEP IV Aussagen zu großflächigem Einzelhandel. Dieser ist in Gewerbegebieten nur 

zulässig, wenn nachgewiesen wurde, dass keine städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten 

sind.  

Der Grundsatz G 37 des RROP benennt die Notwendigkeit einer bedarfsgerechten Nahver-

sorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs im fußläufigen Bereich. Ziel ist es hierbei, die Le-

bensbedingungen in allen Regionen gleichwertig und ausgewogen zu gestalten. 

Gemäß Grundsatz G 42 soll „in Gemeinden mit zentralen Versorgungsbereichen (…) grund-

sätzlich eine Prüfung und Abwägung erfolgen, ob kleinflächiger Einzelhandel mit innenstadt-

relevanten Sortimenten aus städtebaulichen Gründen in gewerblichen Bauflächen einge-

schränkt bzw. ausgeschlossen werden soll“. Dernbach verfügt nicht über einen festgelegten 

Zentralen Versorgungsbereich, da ein Einzelhandelskonzept für die Verbandsgemeinde nicht 

vorliegt. Von einem faktischen Zentraler Versorgungsbereich kann vorliegend ebenfalls nicht 

ausgegangen werden. Ein Zentraler Versorgungsbereich umfasst neben Einzelhandelsein-

richtungen auch ein umfassendes Angebot an Dienstleistungen und Gastronomie in einem 

räumlichen Zusammenhang. Planungswille der Ortsgemeinde ist es, kleinflächige Lebensmit-

teleinzelhandelsnutzungen zuzulassen um dem Versorgungsauftrag zumindest für die ansäs-

sige Bevölkerung gerecht zu werden. Aus diesem Grund kommt die Ortsgemeinde zu dem 

Ergebnis, Einzelhandelsnutzungen im Gewerbegebiet nicht auszuschließen. 

Aufgrund der nicht parzellengenauen Darstellungen des RROP ist nicht eindeutig abzulesen, 

ob das Plangebiet außerhalb der Siedlungsfläche liegt. Da sich die Siedlungsfläche jedoch 

unmittelbar südlich anschließt, kann davon ausgegangen werden, dass auch für den Bereich 

des Plangebietes die Einordnung als Siedlungsfläche gilt. 

Der überwiegende Teil der Verbandsgemeinde Wirges, und somit auch Dernbach, befindet 

sich innerhalb des dargestellten Regionalen Grünzugs und ist Teil des sog. Kannebäckerland, 

einem Kulturland u.a. geprägt durch Tonabbau, Töpfereien etc. So gehört der Bereich insbe-

sondere südlich um Dernbach zum Vorbehaltsgebiet Erholung und Tourismus. Nördlich Dern-

bachs schließt sich eine bedeutsame historische Kulturlandschaft der Stufe 4 (gehobene Be-

deutung) an. 
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Die Ziele des LEP IV und RROP werden nicht beeinträchtigt. 

5.2. Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Wirges aus dem Jahr 2017 stellt für den 

überwiegenden Bereich des Plangebietes in der Ortsgemeinde Dernbach gewerbliche Bauflä-

chen sowie in einem kleinen Bereich im Norden auch landwirtschaftliche Flächen dar. Die 

Darstellung der landwirtschaftlichen Fläche setzt sich nördlich des Plangebietes sowie west-

lich der Verkehrsfläche fort. Westlich des Plangebietes werden ebenfalls gewerbliche Bauge-

biete dargestellt. Südlich schließen sich Darstellungen von gemischten Bauflächen an. 

Da es sich beim Flächennutzungsplan nicht um eine parzellenscharfe Darstellung der von der 

Gemeinde geplanten künftigen Nutzung handelt, kann vorliegend davon ausgegangen wer-

den, dass dieser Bebauungsplan die Grundzüge der Flächennutzungsplanung übernimmt und 

somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wurde. 

 

Abbildung 3 Ausschnitt FNP der VG Wirges  
(Flächennutzungsplan der VG Wirges, August 2017, Darstellung ungefähre Abgrenzung des 
Geltungsbereichs) 
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6. Umweltbelange 

6.1. Naturschutz und Landespflege2 

Der gesamte Geltungsbereich erstreckt sich auf etwa 0,9 ha. Der Bestand ist vollkommen un-

versiegelt. Die vorkommenden Biotoptypen sind eine Fettwiese und eine Obstbaumgruppe.  

Überörtliche Umweltbelange wie Biotopverbundflächen, Schutzgebiete und gesetzlich ge-

schützte Biotope und sonstige Pläne im Sinne des Umweltschutzes werden vom Vorhaben 

nicht nachhaltig beeinträchtigt. Auch liegt das Planareal in keinem Wasserschutzgebiet.  

Das Planareal liegt jedoch in einem Vorbehaltsgebiet (VG) Grundwasserschutz. Den Belangen 

des Grundwasserschutzes ist bei der Abwägung besonderes Gewicht beizumessen.  

Nachfolgend findet in tabellarischer Form eine Bewertung der Schutzgüter statt. Die Bewer-

tung beruht auf dem Einfluss des Vorhabens mit dessen Wirkungen auf die Naturgüter, den 

Menschen, Kultur- und Sachgüter sowie auf die Wechselwirkungen untereinander. Die Dar-

stellung basiert auf einem 4-Stufen-Modell: keine Beeinträchtigung, geringe Beeinträchtigung, 

erhebliche Beeinträchtigung (eB) und erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere 

(eBS). 

Schutzgut Bewertung der Beeinträchtigung 

Boden und Fläche eBS – erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere  

Wasser / Wasserhaushalt. eB – erhebliche Beeinträchtigung 

Tiere, Pflanzen, Biotope, biol. Vielfalt eB – erhebliche Beeinträchtigung 

Klima und Luft, Klimawandelfolgen eB – erhebliche Beeinträchtigung 

Landschaftsbild und Erholung (eB) geringe bis mittlere erhebliche Beeinträchtigung 

Mensch und menschl. Wohlbefinden (eB) geringe bis mittlere erhebliche Beeinträchtigung 

Wechselwirkungen eB – erhebliche Beeinträchtigung 

Gesamtbewertung: eB – Erhebliche Beeinträchtigung 

 

Insgesamt ist durch das Vorhaben kumulativ eine erhebliche Beeinträchtigungsintensi-

tät (eB) zu erwarten.  

 

2  Umweltbericht gem. § 2a BauGB mit integriertem Fachbeitrag Naturschutz zum Bebauungsplan 
„Gewerbegebiet Ebernhahner Straße“, BNL.baubkus Büro für Naturschutz und Landschaftsöko-
logie, 04/2024. 
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Eine signifikante Beeinträchtigung von erheblicher Schwere ist insbesondere in Bezug auf das 

Schutzgut Boden zu verzeichnen, da jede Form der Bodenversiegelung, auch in minimalem 

Ausmaß, zu einem kompletten Verlust der Bodenfunktionen und -dynamiken führt. Dies 

schließt die Beeinträchtigung seiner Rolle als Lebensraum für Bodenorganismen mit ein. In-

folge des geplanten Vorhabens gehen Bodenflächen in einer Größenordnung von etwa 0,73 

ha durch Neuversiegelung verloren. Der Verlust von unversiegelten Flächen hat über Wech-

selwirkungen auch Auswirkungen auf andere Naturgüter wie Wasser, Klima sowie Tiere und 

Pflanzen. Durch die Versiegelung gehen wichtige Funktionen der Flächen verloren: Sie kön-

nen nicht mehr zur Versickerung von Niederschlagswasser beitragen, dienen nicht länger als 

Standort für eine vielfältige Pflanzenwelt und bieten somit auch keinen Lebensraum für Tiere. 

Ebenso entfällt ihre Rolle als klimatische Ausgleichsfläche, die zur Regulierung des Mikrokli-

mas beiträgt. Diese multifunktionalen Verluste führen zu erheblichen Beeinträchtigungen des 

Naturhaushalts. Die Versiegelung von Bodenflächen hat somit weitreichende ökologische 

Konsequenzen. 

Aufgrund der spezifischen räumlichen Situation des Planareals, das sich am nordwestlichen 

Rand der Siedlung direkt neben einem bestehenden Gewerbestandort befindet, sind nur ge-

ringe bis mäßige Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch sowie Kultur- und Sachgüter zu 

erwarten. Es ist unwahrscheinlich, dass die Planung nachhaltige Effekte auf angrenzende 

Wohngebiete hat, da keine erholungsrelevanten Flächen oder bedeutenden Verkehrswege 

direkt betroffen sind. 

Die durchgeführte Eingriffsbilanzierung zeigt, dass die durch das Bauvorhaben bedingten ne-

gativen Einflüsse – insbesondere die Vegetationsbeseitigung und Bodenversiegelung – nicht 

vollständig innerhalb des Projektes kompensiert werden können. Als Lösung werden externe 

Ausgleichsflächen der Stadt Dernbach genutzt. Hierzu gehört die Planung, eine durch Borken-

käferbefall stark geschädigte ehemalige Fichtenmonokultur in einen ökologisch wertvollen und 

standortangepassten Laubmischwald umzuwandeln, um die negativen Effekte des Eingriffs zu 

kompensieren. Regelungen hierzu erfolgen im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages. 

Die dargestellten Maßnahmen sind zu kontrollieren, so dass die Funktionserfüllung des Natur-

haushaltes und der Landschaft weiterhin gewahrt bleibt.  

Standortalternativen sind zum aktuellen Zeitpunkt nicht bekannt. 

6.2. Artenschutzvorprüfung (Stufe 1) 

Im Rahmen der Planungen zum Vorentwurf wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung für Tier- 

und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und europäischen Vogelarten nach Art. 

1 der Vogelschutzrichtlinie durchgeführt. Hierbei hat das Fachbüro BNL im Zuge der 



Ortsgemeinde Dernbach   Begründung 

Bebauungsplan „Ebernhahner Straße“                                              Satzung 

 

 

  Seite 13 von 19 

Allgemeine Artenschutzvorprüfung der Stufe 1 (ASP)3 geprüft, ob durch das geplante Vorha-

ben gegebenenfalls Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten. Die Unter-

suchung erstreckt sich über verschiedene Arten (u.a. Fledermäuse, Reptilien, Amphibien, 

Schmetterlinge, weitere Säugetiere, europäische Vogelarten oder sonstige gefährdete Zugvö-

gel). Die Untersuchung kam zu dem Ergebnis, dass eine vorhandene Baumhöhle von Fleder-

mäusen als Quartier genutzt werden könnte. Bei der Begehung konnte jedoch kein Besatz 

festgestellt werden. Um eine Betroffenheit gänzlich auszuschließen, ist vor einer Rodung des 

Baums zu kontrollieren, ob die Höhle unbesetzt ist. Die Prüfung kommt ebenfalls zu dem Er-

gebnis, dass es sich nicht um ein essenzielles Jagdgebiet handelt. Ausweichmöglichkeiten 

liegen im direkten Umfeld vor. 

Für die übrigen untersuchten Arten kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorha-

ben nicht mit negativen Beeinträchtigungen zu rechnen ist. Bei Beachtung einer Kontrolle der 

Baumhöhle vor Rodung ist aus gutachterlicher Sicht das Vorhaben zulässig. 

6.3. Entwässerungskonzept 

Das Ingenieurbüro GBi-KiG Kommunale Infrastruktur GmbH wurde mit der Erstellung des Ent-

wässerungsgesuchs im Rahmen des Entwässerungskonzeptes4 für Schmutz- und Oberflä-

chenwasser beauftragt,  

Die Oberflächenwasserrückhaltung wird mit einem Volumen von 100 m³ für das 5-jährige Nie-

derschlagsereignis unter der Parkplatzfläche notwendig. Für den Überflutungsnachweis ste-

hen, gemäß Entwässerungskonzept, ausreichend Rückhaltevolumina im Bereich der Park-

platzoberfläche zur Verfügung.  

Die Ermittlung des Schmutzwasseranteils beruht auf Grundlage von Tafelwerken in Abhängig-

keit der Einwohnerwerte. Dieser Wert, umgerechnet auf den Schmutzwasseranfall pro Se-

kunde, kann, nach Aussage des Entwässerungskonzeptes, im Regenfall vernachlässigt wer-

den, so dass der maximale Drosselabfluss von 9 l/s als Drosselwassermenge für das Oberflä-

chenwasser angesetzt werden kann.  

Auf das Entwässerungskonzept wird verwiesen. 

 

3  Vgl. Artenschutzvorprüfung (Stufe 1) zum Bebauungsplan „Ebernhahner Straße“, Büro für Natur  
schutz und Landschaftsökologie, 12/2021. 

4  GBi-KiG Kommunale Infrastruktur GmbH: Entwässerungskonzept, Juli 2023. 
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6.4. Starkregen 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Gefährdungslagen nach Starkregen5. So befindet sich 

östlich des Plangebietes ein Bereich mit potenziellen Überflutungen an Tiefenlinien, sowie 

südlich gelegen ein Sturzflutentstehungsgebiet mit einer geringen Abflusskonzentration nach 

Einzugsgebiet von 2.500 bis 5.000 m².  

Der Bereich der potenziellen Überflutung liegt mindestens 10,00 m tiefer als das Plangebiet. 

 

Abbildung 4 Ausschnitt Starkregenkarte   
(Wasserportal Rheinland-Pfalz, Zugriff 07.10.2022) 

6.5. Radon 

Über das konkrete Vorkommen von Radon im Plangebiet ist nichts bekannt. Das Gebiet liegt 

allerdings in einem Bereich, wo Radon – ein leicht radioaktives Edelgas natürlichen Ursprungs 

– an die Erdoberfläche treten kann, sich dort sammeln könnte und dann über längere Zeit 

hinweg gesundheitliche Beeinträchtigungen mit sich bringen könnte. Für die geplante Nutzung 

ist zum einen nicht mit einem Ansammeln von Edelgas in ungelüfteten Räumen zu rechnen 

und zum anderen können einfache Verhinderungsmaßnahmen, wie radondichte Bodenfolien 

in der Bodenplatte, eingesetzt werden. 

 

5  Vgl. Wasserportal Rheinland-Pfalz, Starkregenkarte, Zugriff 07.10.2022. 
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7. Begründung der Planfestsetzungen und Inhalte 

7.1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

Als Art der baulichen Nutzung wird ein Gewerbegebiet festgesetzt. 

Mit der Festsetzung eines Gewerbegebiets werden gewerbegebietstypische Nutzung zugelas-

sen. Es werden Nutzungen als Ausnahme zugelassen oder ausgeschlossen, die weniger oder 

gar nicht in die Umgebungsstruktur passen und aufgrund der geringen Plangebietsgröße nicht 

über die notwendigen Flächenreserven verfügen. 

Das Wohnen soll dem dafür eigens vorbehaltenen Gebieten überlassen bleiben und im Plan-

gebiet somit klar die gewerbliche Nutzung im Vordergrund stehen. Der Ausschluss von Ver-

gnügungsstätten und Bordellen / bordellartiger Betriebe trägt der unmittelbaren Nähe des 

Plangebietes zu Wohngebieten Rechnung. Ebenso sind auf Grund der geringen Platzkapazi-

täten Werbeanlagen als eigenständige Anlagen ausgeschlossen.  

Die Ansiedlung von Lebensmitteleinzelhandel, Lebensmittelhandwerk oder sonstigen Einzel-

handelsbetrieben soll unterhalb der Schwelle zur Großflächigkeit ebenfalls möglich sein. Für 

die Versorgung der Bevölkerung mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten sowie mit Waren 

des mittel- und langfristigen Bedarfs besteht Entwicklungsspielraum. Dies entspricht auch dem 

Versorgungsauftrag der Ortsgemeinde Dernbach als kooperierendes Mittelzentrum. 

Der Bebauungsplan setzt für das Gewerbegebiet eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 fest 

und orientiert sich an den Werten des § 17 BauNVO. Unter Anwendung der Steuerungsmög-

lichkeiten der BauNVO wird die GRZ für die Stellplätze, Wege, etc. auf bis zu 0,95 angehoben. 

Die Erhöhung der GRZ ist erforderlich um den Anforderungen des ruhenden Verkehrs (Stell-

platznachweis) gerecht zu werden. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse werden ausreichend erfüllt. Eine Wohnnutzung ist in dem Gewerbegebiet nicht zulässig. 

Da die Festsetzungen dazu dient, den Bedarf an Flächen für den ruhenden Verkehr zu decken, 

sieht die Plangeberin ebenfalls keine Einschränkungen des Verkehrs durch die zulässige bau-

liche Dichte. Die Festsetzung dient der angemessenen gewerblichen Nutzung des Grund-

stücks, um so eine Inanspruchnahme weiterer Flächen zu verringern. Zudem werden Maß-

nahmen zur Stellplatzbegrünung und randlichen Eingrünung getroffen. Hierdurch kann trotz 

der möglichen baulichen Dichte eine aufgelockerte und durchgrünte Wirkung erzielt werden, 

was sich ebenfalls positiv auf das städtebauliche Erscheinungsbild auswirkt. 

Die Festsetzung der Anzahl der zulässigen Vollgeschossen orientiert sich an der Umgebungs-

bebauung. 
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Die Höhenfestsetzung basiert auf den Bezug zur mittleren Meeresspiegelhöhe über Normal-

höhen Null (NHN). Die Oberkante Fertigfußboden wird auf 280,50 m ü. NHN festgesetzt. Die-

ser bildet den unteren Bezugspunkt. Bei den maximal festgesetzten 291,00 m.ü.NHN kann 

das Gebäude eine bauliche Höhe von höchstens 10,50 m (Gebäudehöhe = höchster Punkt 

der Dachkonstruktion) erhalten. Die Höhe berücksichtigen die geplante Geländemodellierung, 

die vorsieht in Richtung der Ebernhahner Straße das Gelände abzutragen, so dass der west-

liche Teil der Stellplatzanlagen das Höhenniveau der Gebäude erreicht. Mit der festgesetzten 

Höhe kann ein Gewerbebau mit typischerweise größeren Raumhöhen entstehen. Zusätzlich 

wurde in der Planzeichnung redaktionell die Höhen der Kanaldeckel (Ebernhahner Straße) 

aufgenommen. 

Die Festsetzung zur Überschreitungsmöglichkeit der maximalen Gebäudehöhe soll dafür 

Sorge tragen, dass untergeordnete Bauteile, die aufgrund technischer Anforderungen erfor-

derlich sind, auf einer definierten Flächengröße (10% der Dachfläche) errichtet werden kön-

nen. Die Plangeberin verzichtet hier bewusst auf eine maximale Höhenbeschränkung. Es ist 

nicht genau festzulegen, welche zusätzlichen Bauteile errichtet werden müssen und wie hoch 

diese auszuführen sind. Hierbei kann es sich zum Beispiel um ggf. erforderliche Schallschutz-

maßnahmen, wie die Einhausung von Lüftungsanlagen etc. handeln. Die Ausführung dieser 

Anlagen richtet sich nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der Baugenehmigung. Durch 

die Einschränkung, dass nicht die gesamte Dachfläche, sondern nur ein deutlich untergeord-

neter Teil von 10 % hierfür genutzt werden kann, geht die Plangeberin davon aus, dass städ-

tebaulich in Erscheinung tretende Anlagenteile in ihrer Wirkung minimiert werden. 

Die Festsetzung des Baufensters orientiert sich an den Grundstücksgrenzen und entspricht 

den Vorgaben nach Landesbauordnung. 

Die Regelung zur Zulässigkeit von Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen dient ebenfalls 

der optimierten Flächennutzung und somit der Vermeidung weiterer Flächeninan-spruchnah-

men. Die Zufahrt zum Gelände erfolgt im Süden und wurde verkehrstechnisch untersucht. Auf 

der Ebernhahner Straße wird von Norden kommend eine Linksabbiegerspur eingerichtet. Hier-

durch wird ein sicher Verkehrsfluss und das flüssige Ein- und Ausfahren gewährleistet. 

Die Festsetzung der öffentlichen Verkehrsfläche erfolgt ebenfalls auf Grundlage der Erschlie-

ßungsplanung. In diesem Bereich des Plangebietes wird der Ausbau der Wegeparzelle, u.a. 

zur Errichtung eines Fußweges, erforderlich. Dies führt dazu, dass die derzeitige Parzelle 

(Flurstück 5106/3) nicht ausreichend breit ist und somit von dem Flurstück 878/2 Teile als 

öffentliche Verkehrsfläche zur Sicherung der Erschließung benötigt werden. Da es sich derzeit 

lediglich um einen Wirtschaftsweg handelt, wird der Weg im weiteren Verlauf (Flurstück 5106/2 

und 877/2) als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Wirtschaftsweg“ festgesetzt. 
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Hiermit wird sichergestellt, dass die Verbindung zu östlich gelegenen landwirtschaftlichen Flä-

che weiterhin möglich ist. Entlang der Richtung Norden verlaufenden Ebernhahner Straße wird 

ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt, womit sichergestellt werden soll, dass die Zu-

fahrt im südlichen Bereich erfolgt. Auch mit dieser Festsetzung soll das flüssige und sichere 

Ein- und Ausfahren im Bereich der L 312 gewährleistet werden. 

Die Festsetzung zu Rodungszeiten soll verhindern, dass es u.a. zu einer Zerstörung von Nes-

tern und Eiern und damit zur Erfüllung des Verbotstatbestandes gemäß §§ 44 BNatSchG 

kommt. Auch die Festsetzung zur Faunistischen Besatzkontrolle dient dem Schutz von Vögeln 

und Säugetiere u.a. bei der Brut, dem Durchzug oder beim Ruhen. 

Die Begrünung von Stellplätzen sorgt zum einen für die Beschattung der Fläche. Zum anderen 

wird durch eine Begrünung zum Ausgleich der Versiegelung beigetragen. 

Mit den Pflanzvorschriften (Anpflanzfläche) wird eine angemessene Abgrenzung des Bauge-

bietes zum Außenbereich erwirkt, indem ein Ortsrand ausgebildet wird. Die Anpflanzfläche, 

die teilweise entlang der Ebernhahner Straße führt, dient der Abgrenzung der Stellplatzfläche 

zum Einfahrtsbereich. Der explizite Ausschluss der Möglichkeit einer Überfahrung dieser Flä-

chen dient dem Schutz der Anpflanzungen und würde dem Ziel der Eingrünung des Gebietes 

zuwiderlaufen.  

Mit den bauplanungsrechtlichen Steuerungen kann eine angemessene Nutzung des Geländes 

unter städtebaulich geordneten Verhältnissen erreicht werden. 

7.2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Mit den Vorgaben zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen, Einfriedungen und Werbeanla-

gen soll die städtebauliche Erscheinung des Gebietes unter minimalen Vorgaben gesteuert 

werden. So sollen lediglich mit der Umgebung schwer vereinbare Erscheinungen vermieden 

werden. Die Festsetzungen sollen dafür sorgen, dass die Bebauungen im Plangebiet in die 

Umgebungsbebauung möglichst gut eingebunden werden können. Die gärtnerische Gestal-

tung der Grundstücksfreiflächen beinhaltet das Anlegen und die Pflege von Grünflächen mit 

reproduktionsfähige Pflanzen. Die Regelungen zu den Werbeanlagen soll ansässigen Betrie-

ben die Möglichkeit zur Eigenwerbung geben, allerdings eine städtebauliche Dominanz der 

Anlagen vermeiden. 

7.3. Pflanzliste 

Mit der Pflanzliste wird ein nicht abschließender Vorschlag für die zu wählenden Arten zur 

Bepflanzung nach den Vorgaben der textlichen Festsetzungen unterbreitet. Die zu wählenden 
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Arten sollen sich daran halten oder ähnlich ausfallen – je nach Verfügbarkeit zum Zeitpunkt 

der Pflanzung. Festgesetzte Pflanzqualitäten dürfen nicht unterschritten werden. 

7.4. Nachrichtliche Übernahmen 

Es werden die Abstände zur Landesstraße L 312 aufgenommen sowie der Verlauf zweier 

oberirdischer Stromleitungen im Plan nachrichtlich dargestellt.  

7.5. Externe Kompensationsfläche 

Der durch den Bebauungsplan ermöglichte Eingriff in Natur und Landschaft kann nicht inner-

halb des Geltungsbereichs gemäß den Vorgaben der Eingriffsregelung nach §§13ff. 

BNatSchG ausgeglichen werden. In Abstimmung mit dem Forstamt erfolgt der externe Aus-

gleich in der Gemarkung Dernbach, Flur 53, Flurstück 4950/3. Die Maßnahme sieht eine na-

turnahe Wiederbewaldung vor. Die Bereitstellung einer gemeindeeigenen Grundstücksfläche 

für die Durchführung von Kompensationsmaßnahmen wird vertraglich geregelt. Auf die Aus-

führungen des Umweltberichts wird verwiesen. 

7.6. Hinweise 

Hinweise dienen dazu auf Normen, Regelungen und fachbehördliche Vorgaben aufmerksam 

zu machen, ohne dass sich daraus eine verbindliche Festsetzung ergeben würde. Daher sind 

diese lediglich als Verweis auf nachfolgende Verfahren und Genehmigungen zu sehen. Sie 

sind inhaltlich nicht abschließend und greifen die allgemein bekannten sowie die im Zuge des 

Planverfahrens bekannt gewordenen Belange auf. 

8. Abwägung 

Die vorliegende Bauleitplanung berücksichtigt alle öffentlichen und privaten Belange, über die 

die Ortsgemeinde Dernbach Kenntnis hat.  

Es gingen Hinweise ein, die in den Textfestsetzungen redaktionell ergänzt wurden. Die Grund-

züge der Planung waren hiervon nicht betroffen. 

Aus der Öffentlichkeit ging eine Stellungnahme ein, die folgende Inhalte des Bebauungsplans 

kritisiert: Verstoß gegen das Agglomerationsgebot, fehlende städtebauliche Erforderlichkeit, 

Verstoß gegen das Bestimmtheitsgebot, unzureichende Begrünung einzelner Textfestsetzun-

gen, unzureichende Ermittlungen von Auswirkungen auf ZVB, unzureichende geotechnische 

Untersuchung, Nichteinhaltung der Vorgaben des § 55 Abs. 2 WHG sowie unzureichende Al-

ternativenprüfungen.  
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Die Auseinandersetzung mit dieser Stellungnahme führte zu redaktionellen Anpassungen der 

Planunterlagen. So wurde z.B. die Begründung der entsprechenden Textfestsetzungen über-

arbeitet, die Alternativenprüfung, die im Vorfeld der Planung stattgefunden hat, ausführlicher 

in der städtebaulichen Begründung beschrieben und die Planzeichnung hinsichtlich ihrer Le-

gende überarbeitet. Keine dieser Anpassungen führte zu einer Änderung an den Grundzügen 

der Planung. Mit den sonstigen Kritikpunkten hat sich die Ortgemeinde ebenfalls auseinander-

gesetzt. Auch hieraus ergab sich kein Erfordernis, die Planung anzupassen. 

9. Flächenbilanz 

Nutzung Größe in m² Anteil in % 

Geltungsbereich 8.956 100,0 

Gewerbegebiet 
Insgesamt 
davon überbaubar  
davon Anpflanzfläche  

6.311 
3.208 

481 

70,5 
50,8 
7,6 

Straßenver-
kehrs- 
fläche 

Insgesamt 
davon öffentlich 
davon Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim-
mung  

2.645 
2.460 

185 

29,5 
93,0 
6,9 

 


